
Das Gericht habe einen Rechtsfehler begangen, indem es den Antrag von Spliethoff, ihre Nichtigkeitsklage so zu behandeln, 
als ob sie gegen den Beschluss vom 31. Juli (1) gerichtet sei, zurückgewiesen habe. 

(1) Durchführungsbeschluss C(2015) 5274 final der Kommission zur Festlegung der Liste der Vorschläge, die im Anschluss an die 
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen vom 11. September 2014 auf der Grundlage des Mehrjahresarbeitsprogramms für 
die finanzielle Unterstützung der EU im Bereich Verkehr der Fazilität „Connecting Europe“ (CEF) ausgewählt wurden.

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation (Frankreich), eingereicht am 12. Dezember 
2016 — Tünkers France, Tünkers Maschinenbau GmbH/Expert France

(Rechtssache C-641/16)

(2017/C 070/15)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Cour de cassation

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kassationsbeschwerdeführerinnen: Tünkers France, Tünkers Maschinenbau GmbH

Kassationsbeschwerdegegnerin: Expert France

Vorlagefrage

Ist Art. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren (1) dahin auszulegen, 
dass eine Haftungsklage, mit der dem Übernehmer eines im Rahmen eines Insolvenzverfahrens erworbenen Geschäfts-
bereichs vorgeworfen wird, sich zu Unrecht als Alleinvertriebshändler der vom Schuldner hergestellten Waren dargestellt zu 
haben, in die ausschließliche Zuständigkeit des Gerichts fällt, das das Insolvenzverfahren eröffnet hat? 

(1) ABl. L 160, S. 1.

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation (Frankreich), eingereicht am 15. Dezember 
2016 — Conseils et mise en relations (CMR) SARL/Demeures terre et tradition SARL

(Rechtssache C-645/16)

(2017/C 070/16)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Cour de cassation

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kassationsbeschwerdeführerin: Conseils et mise en relations (CMR) SARL

Kassationsbeschwerdegegnerin: Demeures terre et tradition SARL
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Vorlagefrage

Ist Art. 17 der Richtlinie 86/653/EWG des Rates vom 18. Dezember 1986 zur Koordinierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten betreffend die selbständigen Handelsvertreter (1) anwendbar, wenn die Beendigung des Handelsvertreter-
vertrags während der in ihm festgelegten Probezeit eintritt? 

(1) ABl. L 382, S. 17.

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal administratif de Lille (Frankreich), eingereicht am 
15. Dezember 2016 — Adil Hassan/Préfet du Pas-de-Calais

(Rechtssache C-647/16)

(2017/C 070/17)

Verfahrenssprache: Französisch

Vorlegendes Gericht

Tribunal administratif de Lille

Parteien des Ausgangsverfahrens

Kläger: Adil Hassan

Beklagter: Préfet du Pas-de-Calais

Vorlagefrage

Steht Art. 26 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 (1) dem entgegen, dass 
die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, der an einen anderen Mitgliedstaat, den er nach den in der Verordnung 
festgelegten Kriterien als den zuständigen Staat ansieht, ein Gesuch um Aufnahme oder Wiederaufnahme eines 
Drittstaatsangehörigen oder eines Staatenlosen, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, über den noch 
nicht endgültig entschieden wurde, oder einer anderen Person im Sinne von Art. 18 Abs. 1 Buchst. c oder d der Verordnung 
gerichtet hat, eine Überstellungsentscheidung erlassen und sie dem Betroffenen mitteilen, bevor der ersuchte Staat dieser 
Aufnahme oder Wiederaufnahme zugestimmt hat? 

(1) Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (ABl. L 180, S. 31).

Klage, eingereicht am 23. Dezember 2016 — Europäische Kommission/Bundesrepublik Deutschland

(Rechtssache C-668/16)

(2017/C 070/18)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: C. Hermes, A. C. Becker, D. Kukovec, Bevollmächtigte)

Beklagte: Bundesrepublik Deutschland
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